
 
B E G R Ü N D U N G 

 
zur  Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 15 „Ausbau Schmedenstedter Straße (B 65)“ 

- Dungelbeck – 
 
  
 
1. Räumliche Einordnung des Plangebietes 

 
Die Ortschaft Dungelbeck liegt südöstlich von Peine und ist über die B 65 gut erreichbar. Der Ort 
zählt ca. 1.800 Einwohner. Das Plangebiet liegt im nördlichen Teil von Dungelbeck und umfasst 
einen Teil der bereits vorhandenen Straßenverkehrsfläche (B 65). Es handelt sich dabei um den 
Abschnitt zwischen dem nordwestlichen Ortseingang und der Abzweigung „Alte Landstraße“. 

 
 
2. Bestehende Rechtsverhältnisse 

 
Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 15, Dungelbeck, bestehen bisher 
keine rechtsverbindlichen Festsetzungen. Da der Flächennutzungsplan der Stadt Peine für den 
Planbereich Flächen für den überörtlichen Verkehr, hier eine überregionale Verkehrsstraße, darstellt, 
ist dieser Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. Der Bebauungsplan soll im 
Anschluss an einen Bereich für den das Straßenbauamt Wolfenbüttel ein 
Planfeststellungsverfahren betreibt entwickelt werden. 

 
3. Erfordernis sowie Ziel, Zweck und wesentliche Auswirkungen der Planaufstellung 

 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und 
soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Ziel des Ausbaus der 
B 65 in der Ortsdurchfahrt Dungelbeck ist die Verbesserung der derzeitigen Verkehrssituation. Der 
Bebauungsplan ersetzt hier das ansonsten notwendige Planfeststellungsverfahren, b.z.w. das 
formelle Verfahren des Planverzichts. 

 
Die „Schmedenstedter Straße“ weist in ihrem Abschnitt zwischen dem nordwestlichen Ortseingang 
und der Abzweigung „Alte Landstraße“ ein sehr weites Straßenprofil auf, das im Zusammenhang 
mit fehlendem Großbaumbestand zu hohen Fahrgeschwindigkeiten verleitet und ein wenig an-
sprechendes Erscheinungsbild bietet. Der weite Einmündungsbereich des „Neuen Weges“ bildet 
einen Gefahrenpunkt insbesondere für Radfahrer. Auf der Südseite der Straße verläuft ein Geh- und 
Radweg mit einer alten Betondecke. Er ist durch einen ehemaligen Grünstreifen von der Fahrbahn 
abgesetzt, der inzwischen weitgehend befestigt ist und somit das optische Straßenprofil noch 
stärker aufweitet. Aus gestalterischer Sicht ist Ziel des Umbaus eine stärkere Betonung des dörf-
lichen Charakters der Straße. 
 
Gleichzeitig ist der Bund der Träger der Straßenbaulast für die Bundesfernstraße (Bundesstraße 
B 65). Als solcher hat er diese in einem dem regelmäßigen Verkehrsbedürfnis genügenden Zustand 
zu bauen, zu unterhalten, zu erweitern oder sonst zu verbessern. Die B 65 verläuft von der Landes-
grenze Nordrhein-Westfalen / Niedersachsen über Bad Nenndorf, Hannover, Peine und Dungel-
beck nach Vechelde und endet hier an der B 1. Die B 65 ist damit eine wichtige Verbindung im 
westlichen Niedersachsen. 
 
Zur Optimierung der innerörtlichen Verkehrsführung soll die B 65 im Bereich „Alte Landstraße“ 
zweispurig ausgebaut werden und es sollen beidseitig gemeinsame Rad- /Gehwege angelegt 



werden. Damit wird der historische Ortskern vom Durchgangsverkehr deutlich entlastet und kann 
den Nutzungsanforderungen entsprechend gestaltet werden. Für diese Maßnahme hat die 
Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr - Geschäftsbereich Wolfenbüttel - das 
Planfeststellungsverfahren gemäß § 17 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) eingeleitet.  

 
 Das verbleibende Reststück der „Schmedenstedter Straße“ bis zum Ortseingang hin liegt außerhalb 

des Planfeststellungsverfahrens und sollte anfänglich nicht umgebaut werden. In diesem Bereich 
plant derzeit die SEP, die Kanalisation zu erneuern, was einen Aufriss der Fahrbahn zur Folge hat. 
Die Niedersächsische Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr entschied sich im Parallelver-
fahren, eine Sanierung der Straßenoberfläche durchzuführen. Um das Gesamtbild des Straßen-
raumes zu verbessern, sollen außerdem die Seitenräume der „Schmedenstedter Straße“ ent-
sprechend den Vorschlägen des Dorferneuerungsplanes umgestaltet werden. Dabei ist geplant, 
durch die Anlage eines kombinierten Geh- und Radweges auf der Südseite von Grünflächen sowie 
der Anpflanzung von Bäumen die Straße etwas einzuengen. Die neue Straßenbreite beträgt dann 
7,50 m. Der auf der Nordseite vorgesehene Gehweg wird entsprechend den vorhandenen Gegeben-
heiten hergestellt. Für den Radverkehr wird auf der nördlichen Fahrbahnhälfte ein Angebotsstreifen 
vorgesehen. 
 
Das Erscheinungsbild im Dorfeingang soll verbessert werden. Die möglichen Fahrgeschwindig-
keiten werden reduziert. 

 
 
4. Beschreibung der geplanten Verkehrsanlage 

 
Die Einmündung „Neuer Weg“ soll neu gestaltet und möglichst rechtwinklig auf die Fahrbahn der 
„Schmedenstedter Straße“ geführt werden. Der auf der Südseite der „Schmedenstedter Straße“ zum 
Teil schon vorhandene Geh- und Radweg wird etwas verschwenkt, über den „Neuen Weg“ geführt 
und danach in ca. 2,50 m - 2,70 m Breite Richtung Osten zum Dorfkern fortgesetzt. Westlich der 
Einmündung wird im Fahrbahnbereich eine Querungshilfe für den Fußgänger- und Radverkehr 
angeordnet. 
 
Der zwischen dem Geh- und Radweg und der Fahrbahn verbleibende Streifen von rd. 2,0 m wird in 
Teilbereichen als Zufahrt zu den Grundstücken, als Parkplatz und in gewissen Abständen als Grün-
fläche mit Baumbepflanzung genutzt. 
 
Anhand der vorliegenden Kabel- und Leitungspläne ist zu erkennen, dass in dem südlichen Streifen 
Wasserleitung, Telefon und Fernsehkabel (Kabel Deutschland) liegen. Die genaue Lage müsste 
durch Querschläge erkundet werden, um feststellen zu können, ob die Anpflanzung von Bäumen 
tatsächlich möglich ist. 
 
Es ist vorgesehen, im Baufeld die vorhandene Befestigung komplett aufzunehmen und den Ausbau-
querschnitt neu herzustellen. Der Aufbau im Fahrbahnbereich, die genaue Lage der Fahrbahnachse 
sowie der im östlichen Anschlussbereich vorgesehene Aufbau wurden mit dem NLStBV, GB Wolfen-
büttel, abgestimmt. 
 
Der südliche Geh- und Radweg sowie der Parkstreifen werden nach Süden zur Grundstücksgrenze 
entwässert. Dort ist zurzeit auch eine dreireihige Rinne vorhanden. Diese soll durch einen zusätz-
lichen Tiefbord vor den Grundstücksmauern und eine einreihige Rinne ersetzt werden. Der Gehweg 
Nordseite entwässert in den Fahrbahnbereich. 
 
Die in den Gehwegbereichen vorhandenen Mischwasserkanäle werden in Regie der Stadtent-
wässerung Peine durch einen neuen im Straßenbereich liegenden Mischwasserkanal ersetzt. 
 
Sowohl der Geh- und Radweg als auch die Überfahrten und Parkplätze sollen gepflastert werden. 



Im Bereich des Geh- und Radweges kommt Verbundpflaster, heidebraun, ohne Fase, in 8 cm Stärke 
auf 3 cm Brechsandsplitt-Bettung zur Ausführung. 

 
Im Bereich der Überfahrten (graues Verbundpflaster, 10 cm, mit Fase) wird der Unterbau ent-
sprechend den Parkständen verstärkt. 
 
Die Pflanzbeete werden straßenseitig durch einen Hochbordstein und zum Gehweg mit einem 
Tiefbord eingefasst. 
 
Auch der Einmündungsbereich des „Neuen Weges“ in die „Schmedenstedter Straße“ wird im 
vorderen Bereich mit einem Natursteinpflaster Granit befestigt. Im Bereich des Radweges wird 
Asphalt eingebaut (u. U. farbige Behandlung). 
 
Die Ausführung der Straßenbeleuchtung wird den restlichen Beleuchtungskörpern, die entlang der 
„Schmedensteder Straße“ aufgestellt werden, angepasst. 
 
Die Fahrbahnerneuerung einschließlich Rinne, Entwässerungsabläufe und Anschlussleitungen wird 
vom Bund bezahlt. Die Errichtung Geh-/Radweg, Parkstreifen sowie Bordanlagen werden von der 
Stadt Peine übernommen und zusätzlich aus Dorferneuerungsmitteln bezuschusst. Die Zufahrten zu 
den Privatgrundstücken werden zu Lasten der Straßenbauverwaltung wiederhergestellt. 

 
5. Begründung der Bebauungsplanfestsetzungen 
 
5.1        Straßenverkehrsfläche  

Gemäß § 9 (1) Nr. 11 BauGB wird der Planbereich als eine Verkehrsfläche ausgewiesen. Eine 
weitere Differenzierung erfolgt nicht, um die Ausbauplanung nicht zu stark einzuengen. In dieser 
Fläche ist aber das Anlegen von Verkehrsgrün und das Anpflanzen von Bäumen möglich. 
 

5.2 Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (parken mit Straßenbegleitgrün) 
 
Diese Festsetzung wird getroffen, um die wesentliche städtebauliche Verbesserung planerisch 
abzusichern. Die konkrete Ausgestaltung erfolgt mit der Straßenausbauplanung. 

  
   
6. Umweltverträglichkeitsprüfung 

 
Sofern gemäß § 3 des Gesetzes zur Umsetzung europarechtlicher Vorschriften zum Umweltschutz in 
Verbindung mit der Anlage 1 zu diesem Gesetz für ein Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des 
Einzelfalls vorgesehen ist, ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn das Vor-
haben nach Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berück-
sichtigung der in der Anlage 2 aufgeführten Kriterien erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 
haben kann. 
 
Aus der Anlage 1 geht hervor, dass beim Bau einer Landes-, Kreis- oder Gemeindestraße, mit Aus-
nahme von Ortsstraßen im Sinne des § 47 Nr. 1 des Niedersächsischen Straßengesetzes, eine allge-
meine Vorprüfung des Einzellfalls durchzuführen ist. 
 
Die Einzelfallprüfung gem. § 3 (1) des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG), 
die als Anhang zur Begründung vorliegt, hat ergeben, dass bei diesem Bauvorhaben keine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) durchzuführen ist. Die Gründe liegen darin, dass es sich bei der ge-
planten Maßnahme um den Umbau einer Ortsdurchfahrt auf vorhandener Trasse handelt. Erheb-
liche Eingriffe in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes oder in das Landschaftsbild im Sinne 
des § 7 NNatG finden nicht statt. Bestehende Grünflächen sind derzeit nur westlich der Einmün-
dung „Neuer Weg“ in der Größe von ca. 50 m² vorhanden. Künftig sind dagegen ca. 180 m² Grün-



fläche in Form von Baumpflanzungen geplant. Dies führt zur Entsiegelung des Straßenraumes und 
zur Steigerung der ökologischen Wertigkeit. Zusätzlich versiegelte Flächen sind somit nicht vor-
handen. 

 
 

7. Passiver Lärmschutz 
 
Im vorliegenden Fall handelt es sich um den Ausbau einer vorhandenen Straße. Somit ist hier die 
wesentliche Änderung zu prüfen. 
Nach § 1 Abs. 1 der sechzehnten Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzes 
(16. BImSchV) gilt die Verordnung für den Bau oder die wesentliche Änderung von öffentlichen 
Straßen (….). 

 
Nach § 1 Abs. 2 dieser Verordnung ist eine Änderung wesentlich, wenn 
1. eine Straße um einen oder mehrere durchgehende Fahrstreifen für den Kraftfahrzeugverkehr(…) 

baulich erweitert wird oder 
2. durch einen erheblichen baulichen Eingriff der Beurteilungspegel des von dem zu ändernden 

Verkehrsweg ausgehenden Verkehrslärms um mindestens 3 Dezibel (A) oder auf mindestens 
70 Dezibel (A) am Tage oder mindestens 60 Dezibel (A) in der Nacht erhöht werden. 

 
Aus den Richtlinien für den Verkehrslärmschutz an Bundesstraßen in der Baulast des Bundes 
(VLärmSchR 97) geht ergänzend hervor, dass kennzeichnend für einen „erheblichen baulichen 
Eingriff“ solche Maßnahmen sind, die in die bauliche Substanz und in die Funktion der Straße als 
Verkehrsweg eingreifen. Der Eingriff muss dabei auf eine Steigerung der verkehrlichen Leistungs-
fähigkeit der Straße abzielen. Eine Einbeziehung von Maßnahmen, die die Substanz der Straße als 
solche und die vorhandene Verkehrsfunktion unberührt lassen oder der Erhaltung (Instandsetzung, 
Erneuerung) dienen, ist durch § 43 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 41 BImSchG nicht gedeckt. 
 
Im Bereich des Bebauungsplanes wird die „Schmedenstedter Straße“ nicht durch zusätzliche Fahr-
streifen erweitert. Es handelt sich vielmehr um eine Erneuerung des Straßenraumes bei Beibehal-
tung der verkehrlichen Belastung. Insoweit ist hier keine wesentliche Änderung der Bundesstraße 
gegeben. Die Aufstellung eines Lärmgutachtens wird daher nicht für erforderlich gehalten. 

 
 
8. Kostenschätzung 

 
Der Stadt Peine entstehen durch die vorgesehene Ausbaumaßnahme voraussichtlich Kosten in 
Höhe von 180.000 €.  Diese werden gemäß der Ortssatzung auf die Anlieger umgelegt. 

 
 
9. Abwägung der Stellungnahmen sowie der Anregungen 

 
Liegt als Anlage bei. 

 
 
10. Verfahrensablauf 

 
Gemäß § 13 (1) BauGB wird bei der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 15 „Ausbau Schmeden-
stedter Straße (B 65)“ - Dungelbeck – das vereinfachte Verfahren angewendet. Dies ist möglich, da 
die Aufstellung dieses Bebauungsplanes in einem Gebiet nach § 34 BauGB durchgeführt wird und 
der sich aus der vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung ergebende Zulässigkeitsmaßstab 
sich nicht wesentlich verändert. Gleichzeitig löst dieses Vorhaben keine Pflicht zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach Anlage 1 zum Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung aus und es liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der 



in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b genannten Schutzgüter vor. 
Gemäß § 13 (2) BauGB wird folglich von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 
Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen. 
 
Diese Begründung hat mit dem Entwurf der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 15 „Ausbau 
Schmedenstedter Straße (B 65)“-- Dungelbeck – vom 20.08.2007 bis 19.09.2007 (einschließlich) 
öffentlich ausgelegen. Die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger Öffentlicher Belange 
wurde zeitgleich durchgeführt. 
 
Der Rat der Stadt Peine hat den Bebauungsplan Nr. 15  „Ausbau Schmedenstedter Straße (B 65)“ 
- Dungelbeck - durch seinen Beschluss vom 28.02.2008 beschlossen. 

 
 
 
 
 
 

Peine, den 28.03.2008 
 

gez. Michael Kessler 
 

(Michael Kessler) 
Bürgermeister 



Anhang: Prüfkatalog 
 

Umbau der Bundesstraße 65 in der Ortschaft Dungelbeck 
 
 
 
 
 

Prüfkatalog 
 
zur 
 

Ermittlung der UVP-Pflicht 
 
für 
 

Straßenbauvorhaben 
 
 
 
 
 
 

Teil A:  Püfung der UVP-Pflicht aufgrund der Art und des Umfangs 
  des Vorhabens gemäß § 3 und § 3 e UVPG 
 
Teil B: Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3 c UVPG 
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Teil A: Prüfung der UVP-Pflicht aufgrund der Art und des Umfangs 
des Vorhabens gemäß § 3 b UVPG 

 
 
1. 

 
Straßenbauvorhaben mit gesetzlich vorgeschriebener UVP gemäß § 3 b Abs. 1 
i. V. mit Anlage 1 UVPG, Ziffer 14.3 bis 14.5, § 3 b Abs. 3 oder § 3 e UVPG 

 
Zutreffendes 
ankreuzen 

 
1.1 

 
Neubau einer Bundesautobahn oder einer Bundesstraße als Schnellstraße (vgl. An-
lage 1, Nr. 14.3 UVPG) 

□ 
 
1.2 

 
Neubau einer vier- oder mehrstreifigen Bundesstraße, die eine durchgehende 
Länge von 5 km oder mehr aufweist 
(vgl. Anlage 1, Nr. 14.4 UVPG) 

□ 

 
1.3 

 
Ausbau oder Verlegung einer bestehenden Bundesstraße zu einer vier- oder 
mehrstreifigen Bundesstraße, wenn der auszubauende und/oder verlegte Ab-
schnitt eine durchgehende Länge von 10 km oder mehr aufweist (vgl. Anlage 1, 
Nr. 14.5 UVPG). 

□ 

 
1.4 

 
Änderung oder Erweiterung eines bisher nicht UVP-pflichtigen Vorhabens, wenn 
das bestehende Vorhaben und die Änderung zusammen die unter Ziff. 14.4 und 
14.5 angegebenen Längen überschreiten (kumulierende Vorhaben) und das Vor-
haben mit der Änderung in engem räumlichen und zeitlichen Zusammenhang 
steht (Straßenabschnitte, die vor dem 14.03.1999 hergestellt oder rechtlich ge-
sichert waren, werden hierbei nicht mitgezählt). 

□ 

 
1.5 

 
Änderung oder Erweiterung eines UVP-pflichtigen Vorhabens mit Überschreitung 
des in der Anlage 1 des UVPG unter 14.4 - 14.5 angegebenen Größen- oder 
Leistungswertes (§ 3 e Abs. 1 Nr. 1 UVPG) (z. B. sechsstreifiger Ausbau einer BAB). 

□ 

 
2. 

 
Straßenbauvorhaben mit vorgeschriebener UVP gemäß Gesetz zur Umsetzung 
europarechtlicher Vorschriften zum Umweltschutz vom 
5. September 2002, Nds. GVBI., Nr. 27/2002 

□ 

 
2.1 

 
Bau einer vier- oder mehrstreifigen Landes-, Kreis- oder Gemeindestraße, wenn die 
neue durchgehende Länge 5 Kilometer oder mehr aufweist oder wenn eine be-
stehende ein- oder zweistreifige Straße verlegt oder ausgebaut wird und der ge-
änderte Straßenabschnitt eine durchgehende Länge von 10 Kilometern oder mehr 
aufweist (vgl. Anlage 1, Nr. 20) 

□ 

Falls keiner der o. g. Punkte zutrifft, ist die UVP-Pflicht durch eine Einzelfallprüfung zu ermitteln. 
 
 
Kumulierende Vorhaben gem. § 3 b Abs. 2 UVPG 

 
Zutreffendes 
ankreuzen 

 
Gibt es sonstige Straßenbauvorhaben (kumulierende Vorhaben), die in engem räumlichen 
Zusammenhang mit dem Vorhaben stehen (z. B. Folgemaßnahmen im nachgeordneten 
Netz, weitere Abschnitte der Planung etc.)? Wenn ja, erläutern und bei der Einzelfall-
prüfung berücksichtigen. 
Erläuterung: Umbau der Bundesstraße B 65  

x 
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Teil B: Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3 c UVPG 
 
 
1. 

 
Merkmale und Wirkfaktoren des Vorhabens 
 
Zusätzliche Erläuterungen ggf. am Ende dieser Tabelle 

□ Neubaumaßnahme 
  Änderung oder Erweiterung einer Straße 

 
Art/Umfang 

 
1.1 

 
Baulänge in km 

 
200 m 

 
1.2 

 
Geschätzte zusätzliche Flächeninanspruchnahme in ha (Bau/Anlage) 

 
0 

 
1.3 

 
Geschätzter Umfang der Neuversiegelung in ha 

 
0 

 
1.4 

 
Geschätzter Umfang der Erdarbeiten in m³ 

 

300 m³ 
 
1.5 

 
Ingenieurbauwerke (z. B. Anzahl der Brückenbauwerke, ggf. erläutern) 

 

0 
 
Treten nachfolgende Wirkfaktoren bei dem Vorhaben auf? 
Zusätzliche Erläuterungen ggf. am Ende dieser Tabelle 

 
Nein 

 
Ja 

 
Geschätzter 
Umfang 

 
1.6 

 
Erhöhung des Verkehrsaufkommens durch das Vorhaben/prognostizierte 
Verkehrsbelastung (DTV) 

x  
 

 
1.7 

 
Erhöhung der Lärmemissionen x  

 

 
1.8 

 
Erhöhung der Schadstoffemissionen x  

 

 
1.9 

 
Zusätzliche Zerschneidungswirkungen x  

 

 
1.10 

 
Visuelle Veränderungen  x 

 

 
1.11 

 
Veränderungen des Grundwassers x  

 

 
1.12 

 
Änderung an Gewässern oder Verlegung von Gewässern x  

 

 
1.13 

 
Klimatische Veränderungen x  
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Treten nachfolgende Wirkfaktoren bei dem Vorhaben auf? 
Zusätzliche Erläuterungen ggf. am Ende dieser Tabelle 

 
Nein 

 
Ja 

 
Geschätzter 
Umfang 

 

1.14 

 

Sonstige Wirkungen oder Projektmerkmale (Anlage, Bau oder Betrieb), 
die erhebliche nachhaltige Umweltauswirkungen hervorrufen können. 

 

x 
  

 

 

 
- Abwasser/Oberflächenentwässerung 

   

  
- Abfall (z. B. belastete Böden/Asphalte bei Ausbaumaßnahmen) 

   

  
- Rohstoffbedarf 

   

  
- besondere Probleme des Baugrundes (z. B. Moorböden) 

   

  
- Bodenmassen/Bodenbewegungen 

   

  
- Abwicklung des Baubetriebs 

   

  
- andere, und zwar 

 

  

 
 

 

 
1.15 

 
Gesamteinschätzung der Merkmale und Wirkfaktoren des Vorhabens 
Einschätzung, ob von dem Vorhaben aufgrund der unter B 1.1 bis B 1.14 beschriebenen 
Wirkungen erhebliche und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt ausgehen können. 
 
Eine Betrachtung der Punkte B 2 und B 3 ist entbehrlich, wenn die Einschätzung zu dem Ergebnis 
kommt, dass dies offensichtlich nicht der Fall ist (z. B. bei sog. Bagatellfällen). Dies ist nachvoll-
ziehbar zu begründen. Die Stadt Peine als Genehmigungsbehörde kommt bei der Einschätzung zu 
dem Ergebnis, dass aufgrund der Merkmale und der Wirkfaktoren des Vorhabens und einer Kenntnis 
des betroffenen Standortes erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen ausgeschlossen werden 
können. Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls unter Einbeziehung der Teile B 2 und B 3 ist 
nicht weiterzuführen. 
 
Begründung, warum aufgrund der Merkmale und Wirkfaktoren des Vorhabens ggf. keine nach-
teiligen Umweltauswirkungen ausgehen können: 

 
 Erläuterungen zu 1 

Bei der geplanten Baumaßnahme handelt es sich um den Umbau einer Ortsdurchfahrt auf vor-
handener Trasse. 
Erhebliche Eingriffe in die Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder in das Landschaftsbild im 
Sinne des § 7 NNatG finden nicht statt. 
Zusätzlich versiegelte Flächen sind nicht vorhanden. Bestehende Grünflächen sind derzeit nur 
westlich der Einmündung „Neuer Weg“ in der Größe von ca. 50 m² vorhanden. Künftig sind 
dagegen ca. 180 m² Grünfläche in Form von Baumpflanzungen geplant. Dies führt zur Entsiegelung 
des Straßenraumes und zur Steigerung der ökologischen Wertigkeit. 

 
 


